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nicht autom atisch m it der Erreichung der V olljährigkeit. Bei erwachsenen 
K indern, die w irtschaftlich noch nicht selbständig sind, ist die Verpflich­
tung zur U nterhaltsleistung nicht im m er ohne w eiteres erkennbar. H ier 
bedarf es im Zweifelsfall der gerichtlichen Entscheidung über die U nter­
haltspflicht.

Die gesetzlichen Voraussetzungen, un ter denen ein Anspruch der K inder 
gegenüber einem  E lternteil auf U nterhalt besteht, regeln die §§ 12, 17, 19, 
20, 21, 22, 25, 46 FGB. Das Gericht m uß selbständig prüfen, ob nach diesen 
Bestim m ungen eine gesetzliche U nterhaltspflicht gegeben ist. U nterhalt 
sind sowohl die A ufw endungen fü r die Fam ilie nach § 12 FGB als auch 
die Leistung des U nterhalts in Form einer G eldrente. Lebt der Täter 
m it den K indern in einem  H aushalt, so ha t er seine gesetzliche U nter­
haltspflicht im  Rahm en der A ufw endungen nach § 12 Abs. 1 FGB zu 
erfüllen. Lebt er von den K indern  getrennt, so ha t er nach § 19 oder § 46 
Abs. 2 FGB einen U nterhaltsbeitrag  in Form  einer G eldrente zu leisten.

3. In Abs. 2 w ird strafrechtliche V erantw ortlichkeit fü r die Personen 
begründet, die sich einer durch gerichtliche Entscheidung festgelegten 

Unterhaltspflicht gegenüber Ehegatten, früheren Ehegatten oder V er­
w andten entziehen.

T äter können alle Personen sein, die durch gerichtliche Entscheidung 
zur U nterhaltszahlung an den genannten Personenkreis veru rte ilt w urden 
und ih rer V erpflichtung nicht nachgekom men sind. Dazu w erden vor 
allem  Ehegatten, geschiedene Ehegatten, G roßeltern, K inder und Enkel­
k inder gehören. Im  Unterschied zu Abs. 1 genügt fü r diesen Personenkreis 
die gesetzliche U nterhaltspflicht nicht, weil fü r ihn im  Vergleich zu den 
Verpflichtungen, die sich aus dem  E ltern-K ind-V erhältn is ergeben, nicht 
offensichtlich ist, ob und w ann die U nterhaltspflicht besteht. So kann 
z. B. der U nterhaltsanspruch eines geschiedenen Ehegatten gegen den 
anderen  n u r  im  Scheidungsurteil (§ 29 FGB) festgestellt w erden, und über 
das Fortbestehen des Anspruchs nach der befristeten Zeit muß wiederum  
gerichtlich entschieden w erden (§ 31 FGB). U nterhaltsverpflichtungen 
gegenüber V erw andten entstehen oft erst, wenn andere U nterhaltsver­
pflichtete fü r  die Leistung ausfallen. U nterhaltsschuldner der vorbezeich- 
neten A rt vermögen deshalb erst durch eine gerichtliche Entscheidung 
zu ermessen, welcher Verpflichtung sie nachkommen müssen. Deshalb 
muß die B estrafung fü r eine V erletzung der U nterhaltspflicht an das 
Vorhandensein e in er solchen Entscheidung geknüpft sein. U nter gericht­
lichen Entscheidungen sind Urteile, im  G erichtsverfahren abgeschlossene 
Vergleiche und erlassene einstw eilige A nordnungen zu verstehen.

4. Der T äter m uß sich seiner gesetzlichen U nterhaltspflicht entziehen.
D arunter ist jedes V erhalten zu verstehen, das dazu geeignet ist, die 

U nterhaltsleistung zu umgehen. In der Regel w ird sich dieses V erhalten 
darin  zeigen, daß außerstrafrechtliche Zw angsm ittel w irkungslos geblieben 
sind. Die E rfüllung dieses Tatbestandsm erkm als setzt nicht voraus, daß 
fam ilien- und zivilrechtliche Zw angsm ittel erfolglos angew andt w urden;
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